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GGG akiv

KMK ersetzt  
Hamburger Abkommen
Lothar Sack

Am 15. Oktober 2020 – mitten in der Covid-   

19-Pandemie – hat die KMK eine Länderver-

einbarung über die gemeinsame Grundstruk-

tur des Schulwesens und die gesamtstaatliche 

Verantwortung der Länder in zentralen  

bildungspolitischen Fragen verabschiedet. 

Sie ersetzt das Hamburger Abkommen zwi-

schen den Ländern der Bundesrepublik zur 

Vereinheitlichung auf dem Gebiet des Schul- 

wesens, das auf das Jahr 1964 zurückgeht.

Das Hamburger Abkommen regelte u.a. Be-
ginn und Ende des Schuljahres, Dauer der Schul-
pflicht, Lage und Länge der Ferien und Bezeich-
nung der Notenstufen. Zu den wichtigsten Re-
gelungen gehörten die Festlegung von Schular-
ten (u.a. Grundschule, Gymnasium, Realschule, 
Hauptschule und Sonderschule) und die ge 
genseitige Anerkennung von Abschlüssen.

Eigentlich 3 Abkommen
Die jetzt beschlossene Ländervereinbarung wird 
ergänzt durch eine Verwaltungsvereinbarung zur 
Einrichtung einer ständigen wissenschaftlichen 
Kommission der Kultusministerkonferenz sowie 
eine Liste politischer Vorhaben in verschiede-
nen Bereichen.

Die Ländervereinbarung besteht aus 44 Artikeln, 
die z.T. von bisherigen Regelungen abweichen 
oder neu aufgenommen sind. Im Folgenden wird 
auf einige geänderte bzw. neue Regelungen 
eingegangen.

Die Artikel 4 bis 9 behandeln Qualitätssicherung/
Standards, curriculare Rahmenvorgaben, Schul-
leistungsstudien, Bildungsberichterstattung, Bil-
dungsmonitoring, Bildungsstatistik; Gremien und 
Institutionen, u.a. die ständige wissenschaftliche 
Kommission der Kultusministerkonferenz.

Neu: Bildungsziele 
Die Artikel 10 bis 14 beschäftigen sich mit Bil-
dungs- und Erziehungszielen, Integration, Inklu-
sion, lebenslangem Lernen, Lernen in der digita-
len Welt. In Artikel 10 werden acht Bildungs- und 
Erziehungsziele formuliert, zu deren Beachtung 
sich die Länder verpflichten. Bemerkenswert ist, 
dass sieben der Ziele Persönlichkeits- und soziale 
Eigenschaften thematisieren. Nicht verwundert 
hingegen, dass in Artikel 12 unter Inklusion auch 
die Beschulung an einer Förderschule (also Ex-
klusion) verstanden wird. Immerhin wird in Artikel 
13 das lebenslangem Lernen als Aufgabe des 
Bildungssystems formuliert und die Alphabetisie-
rung und eine Grundbildung für alle als wichti-
ger Teil der Erwachsenenbildung beschrieben.

Öffnung bei der Leistungsbewertung
Die Artikel 24 bis 26 regeln Beginn und Ende des 
Schuljahres, Ferien und die Leistungsbewertung. 
Nachdem in Artikel 26 die traditionelle sechs-stu-
fige Notenskala festgelegt wird, wird eine Öff-
nung vereinbart, die 15-Punkte-Skala der gym-
nasialen Oberstufe auch auf andere Schularten 
und -stufen zu übertragen und in Abs. (3) heißt 
es gar „(3) Die Länder können außer bei Ab-
schlusszeugnissen andere Formen der Leistungs-
bewertung vorsehen.“

Der nächste Abschnitt heißt Gliederung und  
Organisation des Schulsystems (Art. 27 bis 33) 
und behandelt die Schulstufen und die Schular-
ten, den Ganztag und Schulversuche. In Art. 29 
wird die Sekundarstufe I beschrieben. Die Schul-
arten werden bezogen auf die jeweiligen Ab-
schlüsse beschrieben und (zum ersten Mal) auf 
die Verwendung der traditionellen Schulartbe-
zeichnungen verzichtet. Auch werden Schular-
ten, die zu mehreren Schulabschlüssen führen, 
gleichberechtigt neben den im traditionellen 
Sinne reinen Haupt-, Realschulen und Gymna-
sien aufgeführt. Zu weitergehenden Regelun-
gen etwa (abschlussbezogenen) Bildungsstan-
dards, gemeinsamen Abschluss-Regelungen, 
länderübergreifende Bezeichnungen für die Sek 
I-Schularten verpflichten sich die Länder.
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Nicht empfehlenswert! 
Qualitätskommission Berlin - 
der Landesvorstand nimmt Stellung 

Ziel muss die Heranbildung von Persönlichkeiten 
sein, welche fähig sind, der Ideologie des Natio-
nalsozialismus und allen anderen zur Gewaltherr-
schaft strebenden politischen Lehren entschie-
den entgegenzutreten sowie das staatliche und 
gesellschaftliche Leben auf der Grundlage der 
Demokratie, des Friedens, der Freiheit, der Men-
schenwürde, der Gleichstellung der Geschlech-
ter und im Einklang mit Natur und Umwelt zu ge-
stalten. (...)”

Ähnliche Zielsetzungen formuliert die KMK in der 
kürzlich verabschiedeten Ländervereinbarung. 
Die Empfehlungen fokussieren sich hingegen auf 

Lothar Sack

Die Qualitätskommission der Bildungssenato-

rin hat geliefert. In ihren Empfehlungen steht 

manches Bedenkenswertes. Als Grundlage für 

eine Weiterentwicklung der Berliner Schulen 

hingegen sind sie nicht geeignet.

Auftrag bzw. Erfüllung des Auftrags
Im Berliner Schulgesetz heißt es (Auszug aus § 1):
“Auftrag der Schule ist es, alle wertvollen Anla-
gen der Schülerinnen und Schüler zur vollen Ent-
faltung zu bringen und ihnen ein Höchstmaß an 
Urteilskraft, gründliches Wissen und Können zu 
vermitteln.

Aueinandersetzungen absehbar?!
Dem Beschluss zu den politischen Vorhaben 
kommt eine besondere Bedeutung zu: Eine 
Reihe von Regelungen in der Ländervereinba-
rung sind noch offen gelassen und der weite-
ren Beschlussfassung zugewiesen. Das betrifft Re-
gelungen u.a. die Sekundarstufen I und II sowie 
die Lehrerbildung -Themen, die für die Weiter-
entwicklung der Schule für alle nicht unwich-
tig sind. Für die Sekundarstufe I ist bis 2022 eine 
grundlegende Überarbeitung der Vereinbarung 
über die Schularten und Bildungsgänge beab-
sichtigt. Neu geregelt werden sollen u.a. die 
Strukturierung des Sekundarbereichs I nach Bil-
dungsgängen, die Fachleistungsdifferenzierung 
in den Schularten mit mehreren Bildungsgängen 
sowie Anforderungen für den Erwerb von Schul-
abschlüssen. Es stehen also noch Auseinander-
setzungen ins Haus.

Mit den drei Vereinbarungen hat sich der 
GGG-Bundesvorstand näher beschäftigt und 
hierzu eine ausführliche Stellungnahme abge-
geben und ist in ein Gespräch mit der KMK und 
den Kultusministerien eingetreten.

Im Abschnitt Lehrerbildung (Artikel 34 bis 38) wer-
den nur wenige konkrete Festlegungen getrof-
fen. Im Wesentlichen werden Absichten über 
die Ausgestaltung in jeweiliger Landesverant-
wortung erklärt sowie ein gemeinsamer Rahmen 
und die gegenseitige Anerkennung der Lehr-
amtsstudiengänge und -prüfungen vereinbart.
Bei einigen Themen sind gegenüber den bishe-
rigen Regelungen Weiterentwicklungen bzw. 
Öffnungen zu erkennen: Bildungsziele, Erzie-
hungsziele, Inklusion – wenn auch mit Einschrän-
kungen, lebenslanges Lernen, Formen der Leis-
tungsbewertung, Verzicht auf die Verwendung 
der traditionellen Schulartenbezeichnungen. Be-
fremdlich ist allerdings die Reihenfolge der Ab-
schnitte, insbesondere die Qualitätssicherung an 
den Anfang zu stellen. So entsteht der Eindruck, 
dass die Zielsetzungen des Schulsystems den 
Maßnahmen zu Qualitätssicherung untergeord-
net sind und nicht die Qualitätssicherung dem Er-
reichen der Ziele verpflichtet ist. Dieser Eindruck 
wird dadurch verstärkt, dass sich die Qualitätssi-
cherung (fast) ausschließlich mit den kognitiven 
Fähigkeiten beschäftigt, die jedoch nur in einem 
der acht formulierten Ziele zentral ist.

Empfehlungen: 


